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Sehr geehrte Frau Kollegin, 

 

Ihre Frage, 

 

„Welche Einschätzung hat die Bundesregierung zu der erneuten Fristverlängerung für die 
Umsetzungspflicht der Umsatzsteuerpflicht für Kommunen bis zum 31. Dezember 2024 
bezüglich der daraus verfestigten ungleichen Lage in Deutschland - nämlich zwischen 
Kommunen, die die Umsatzsteuerpflicht innerhalb der ursprünglichen Frist umgesetzt haben, 
auf der einen Seite und Kommunen, die diese noch nicht umgesetzt haben und ihre 
Leistungen nun auch weiterhin nicht mit Umsatzsteuer anbieten müssen, auf der anderen Seite 
- und welche Maßnahmen plant sie, um den entstandenen Flickenteppich bei den Kommunen 
und die damit für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger einhergehende steuerliche 
Ungerechtigkeit zu beheben?“, 
 

beantworte ich wie folgt: 

 

Die Verlängerung der optionalen Übergangsfrist für die zwingende Anwendung der Neurege-

lung der umsatzsteuerlichen Behandlung der Leistungen der öffentlichen Hand war erforder-

lich, um die Belastung in den Kommunen infolge der aktuellen Krisenlagen, insbesondere 

durch die Auswirkungen des Ukrainekrieges, so gering wie möglich zu halten sowie um noch 

offene Fragen in Bezug auf die Umsetzung der Neuregelung zu klären (siehe BT-Drucksache 

20/4729, Seite 151).  

  

 



 

 

Seite 2 Die Bundesregierung sieht keine steuerliche Ungerechtigkeit. Die Kommunen können selbst 

entscheiden, ob sie von der verlängerten Übergangsfrist Gebrauch machen wollen oder nicht, 

auch wenn sie bereits alle erforderlichen Vorbereitungen für die Anwendung der neuen Be-

steuerungsgrundsätze getroffen haben. Dabei ist zu berücksichtigen, dass je nach Einzelfall 

die Anwendung des neuen Besteuerungsregimes z. B. aufgrund der erweiterten Möglichkei- 

ten des Vorsteuerabzugs durchaus auch finanzielle Vorteile bieten kann, die dann letztlich 

auch den Bürgerinnen und Bürgern der jeweiligen Kommunen zugutekommen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 


